
 

 

 
 

Kantonsratsbeschluss 
 Vom 28.06.2022 
 
 

Nr. RG 0096/2022  
 

Änderung des Kantonsratsgesetzes; Fernteilnahme an Sitzungen 
  

Der Kantonsrat von Solothurn 

gestützt auf Artikel 69 der Kantonsverfassung (KV) vom 8. Juni 19861) 

nach Kenntnisnahme von Bericht und Antrag der Ratsleitung vom 22. März 2022 

beschliesst: 

I. 

Der Erlass Kantonsratsgesetz vom 24. September 19892) (Stand 1. Januar 2022) wird wie folgt 

geändert: 

§ 5 Abs. 1 (geändert) 

1 Zur gültigen Beratung und Beschlussfassung muss die absolute Mehrheit der Mitglieder anwe-
send sein. Als anwesend gilt, wer sich entweder vor Ort befindet oder via Fernteilnahme gemäss 
§ 5bis teilnimmt. 

§ 5bis (neu) 

Teilnahme an Debatten und Abstimmungen im Pandemiefall und in Krisensituationen 

1 Die Ratsleitung kann für einzelne Kantonsratssitzungen zulassen, dass Ratsmitglieder via Fern-

teilnahme an Debatten und Abstimmungen teilnehmen können, sofern 

a) eine Pandemie laut Bundesrecht oder eine vergleichbare Krisensituation im Sinne einer Ka-

tastrophe oder Notlage gemäss Bevölkerungs- und Zivilschutzgesetz3) vorliegt und 

b) den betroffenen Ratsmitgliedern nachgewiesenermassen eine Anwesenheit vor Ort an der 

Sitzung infolge höherer Gewalt oder aus anderen unverschuldeten Gründen nicht möglich 

ist. 
2 Als unverschuldeter Grund im Sinne von Absatz 1 gilt 

a) eine behördlich verfügte Quarantäne oder Isolation; 

b) ein ärztliches Attest, wonach eine Anwesenheit vor Ort ein Risiko für die betroffene Per-

son oder andere darstellt; 

c) das Fehlen eines aufgrund eines Schutzkonzepts allenfalls vorgeschriebenen Impf- oder 

Testnachweises; 

d) eine Verhinderung an der Teilnahme aus logistischen oder organisatorischen Gründen, die 

auf das interessierende Ereignis zurückzuführen sind. 

 

1)
 BGS 111.1. 

2)
 BGS 121.1. 

3)
 SR 520.1. 
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3 Über die Möglichkeit zur Fernteilnahme beschliesst die Ratsleitung spätestens 5 Tage vor Be-
ginn der jeweiligen Session. Ein solcher Beschluss umfasst alle Sitzungen der betreffenden Sessi-
on. 
4 Ratsmitglieder, die via Fernteilnahme an der Sitzung teilnehmen wollen, haben bis spätestens 
um 12.00 Uhr am Vortag der Sitzung ein begründetes Gesuch bei den Parlamentsdiensten einzu-
reichen. Über das Gesuch und das Vorliegen der Voraussetzungen nach Absatz 2 entscheidet das 
Kantonsratspräsidium. Über erteilte Bewilligungen wird bei Sitzungsbeginn informiert. 
5 Der Ratssekretär oder die Ratssekretärin sowie ein Stimmenzähler oder eine Stimmenzählerin 
prüfen und protokollieren vor Sitzungsbeginn und vor jeder Abstimmung mittels Video-
Authentifizierung die Identität der via Fernteilnahme abstimmenden Ratsmitglieder. 
6 Debatten und Abstimmungen werden nicht wiederholt, wenn aus technischen Gründen 
Wortmeldungen, Stimmabgaben oder eine Video-Authentifizierung via Fernteilnahme nicht 
möglich sind. 

§ 5ter (neu) 

Sitzungen von kantonsrätlichen Kommissionen per Videokonferenz und Zirkularbeschlüsse 

1 Sitzungen der Kommissionen des Kantonsrats erfolgen grundsätzlich mit physischer Präsenz 
der Ratsmitglieder, d.h. mit Anwesenheit am Sitzungsort. 
2 Ausnahmsweise können Sitzungen per Videokonferenz durchgeführt oder die Beschlüsse auf 

dem Zirkularweg gefasst werden, sofern 

a) die Ratsleitung aufgrund einer Pandemie laut Bundesrecht oder einer vergleichbaren Kri-

sensituation Beschlüsse per Videokonferenz oder auf dem Zirkularweg für einen bestimm-

ten Zeitraum erlaubt; 

b) 2/3 der Kommissionsmitglieder die Durchführung per Videokonferenz oder Zirkularbe-

schluss verlangen und nur höchstens drei Geschäfte zu behandeln sind, die sich zudem für 

eine solche Beschlussfassung eignen; 

c) die Beschlussfassung dringlich ist. 
3 Die Ratsleitung kann die Anforderungen an die zu nutzenden Informatikplattformen definie-
ren. 

II. 

Keine Fremdänderungen. 

III. 

Keine Fremdaufhebungen. 

IV. 

Diese Änderung tritt – unter Vorbehalt des Referendums – am 1. September 2022 in Kraft. 
 
 
Im Namen des Kantonsrats 
Nadine Vögeli Markus Ballmer 
Präsidentin Ratssekretär 
 
 

Dieser Beschluss unterliegt dem fakultativen Referendum. 
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Verteiler 

Staatskanzlei (2; Rechtsdienst) 
Amtsblatt (Referendum) 
Kantonale Finanzkontrolle 
Parlamentsdienste (2091/2022)  


